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1. Ausgangslage und Fragestellung

Eine unter kombinierter Beistandschaft (Art. 392 Ziff. 1/393 Ziff.2 ZGB) stehende betagte Person ist Eigentümerin eines überbauten Grundstückes in der Gemeinde X des Kantons Luzern. Diese Gemeinde möchte alle Hauptleitungen der Gemeinde, die gestützt auf Art. 691 ZGB durch private Grundstücke geleitet werden, gestützt auf Art. 691 Abs. 3 im Grundbuch eintragen lassen. Das zuständige Grundbuchamt hat der Beiständin der nicht mehr urteilsfähigen Person eine Zustimmungserklärung zugestellt mit dem Ersuchen, ihr Einverständnis zur Eintragung des Durchleitungsrechts zu erklären. 

Die VB-Sekretärin erkundigt sich, ob dieses Rechtsgeschäft in die Kompetenz der 
Beiständin falle oder ob die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde nach Art. 421 
Ziff. 1 ZGB erforderlich sei und ob für den Fall des Zustimmungserfordernisses durch 
die VB nicht ein Ausstandsgrund nach VRG gegeben sei, da die VB an der Sache ein 
eigenes Interesse hat. 

2. Erwägungen


Art. 691 ZGB enthält eine Pflicht des Grundeigentümers zur Duldung der Durch-
leitung von Wasser- Drainier- Gas sowie von elektrischen ober- oder unterirdischen 
Leitungen, wenn sich die Leitung ohne Inanspruchnahme seines Grundstückes gar 
nicht oder nur mit unverhältnismässigen Kosten durchführen lässt. Dieses Notleitungs-
recht entsteht durch Dienstbarkeitsvertrag oder durch erfolgreiche Geltendmachung 
vor Gericht, also grundsätzlich ohne Eintragung ins Grundbuch (Tuor/Schnyder/

Schmid, Das schweizerische ZGB, 12. Aufl. Zürich 2002, S. 893). Wenn es der 
Berechtigte verlangt, werden solche Durchleitungen auf seine Kosten in 
das Grund-
buch eingetragen (Abs. 3). Diese Eintragung ist somit nicht konstitutiv. Ein fehlender 
Eintrag der Grunddienstbarkeit kann allerdings einem gutgläubigen Erwerber aufgrund 
der negativen Rechtskraft des Grundbuches (ZGB 973) nicht entgegengehalten 
werden, wenn die Leitungen äusserlich nicht wahrnehmbar sind (Handkomm-Marie 
von Fischer, ZGB 691, N 6).

Das Durchleitungsrecht ist eine dingliche Beschränkung des Grundeigentums aus 
Nachbarrecht. Die dingliche Belastung von Grundstücken bedarf nach Art. 421 Ziff. 1 
ZGB der Zustimmung durch die Vormundschaftsbehörde. Es ist unbestritten, dass die 
zustimmungsbedürftigen Geschäfte nach Art. 421/422 ZGB gestützt auf Art. 367 Abs. 
3 grundsätzlich auch für die Beistandschaft gelten (BSK-Geiser Art. 421/422 ZGB, N 
7).


Im vorliegenden Fall besteht diese Dienstbarkeit bereits seit langem, sie wird nicht neu 
begründet, sondern soll lediglich gestützt auf Art. 691 Abs. 3 im Grundbuch eingetra-
gen werden. Es verändert sich somit nichts am Rechtszustand, die Grundeigentümerin 
erleidet keinen Nachteil, die Eintragung dient lediglich der Klarheit der Verhältnisse.

Aus diesem Grund stellt sich die Frage, ob die Zustimmung der blossen Eintragung 
der bereits bestehenden Dienstbarkeit in das Grundbuch eine zustimmungsbedürftige 
Handlung des Beistandes darstellt oder ob es sich nicht lediglich um eine gewöhnliche 
Verwaltungshandlung gemäss Art. 419 Abs. 1 ZGB handelt, die der Fürsorge für die 
Erhaltung des Vermögens dient und die er in eigener Kompetenz wahrnehmen kann.


Die Zielvorgabe  der Verwaltung liegt in der wirtschaftlichen Sicherheit und der 
kon-
servierenden Bewahrung der Vermögenssubstanz: das Vorhandene soll möglichst 
ungeschmälert erhalten bleiben, jede Schädigung des Vermögens ist nach Möglichkeit 
abzuweisen (BSK-ZGB I, Biderbost, Art. 419, N 9). Art. 419 ZGB setzt dem 
Vormund und dem Beistand Schranken: er hat sich auf die gewöhnliche Verwaltung 
zu beschränken, diese hat er aber auch selbständig und in eigener Verantwortung 
wahrzunehmen. Er muss aktiv werden und hat für alle erforderlichen und sachge-
mässen Handlungen tatsächlicher und rechtlicher Natur zu sorgen. Eine abschliessen-
de Aufzählung von Handlungen, die unter die gewöhnliche Verwaltung fallen, ist 
aufgrund der Vielseitigkeit der möglichen Tatbestandsvarianten einer Verwaltungs-
beistandschaft unmöglich (BSK a.a.O., N 10).


Angesichts dieser Rechtslage ist die Auffassung, wonach es sich bei der Zustimmung 
des Beistands zur Eintragung der bestehenden Durchleitungsrechte um eine gewöhn-
liche Verwaltungshandlung handelt zweifellos vertretbar.


Man könnte einwenden, im Zweifel sei im Interesse der Rechtssicherheit die Zustim-
mung der Vormundschaftsbehörde einzuholen. Eine extensive Auslegung der Bestim-
mungen nach Art. 421/422 ZGB führt jedoch zu unnötigen Vorgängen und höhlt 
letztlich die Kompetenzen von Vormund und Beistand aus. 

Im vorliegenden Fall 
ist der Gemeinderat, der die Eintragung der Durchleitungsrechte 
verlangt gleichzeitig Vormundschaftsbehörde. Das bedeutet, dass er im gleichen 
Geschäft eine Doppelvertretung ausüben würde, wenn er einmal als Gemeinderat die 
Interessen der Gemeinde und einmal als Vormundschaftsbehörde die Interessen der 
verbeiständeten Person vertreten würde. Die Ausstandsbestimmungen von § 14 VRG 
LU können nicht zur Anwendung kommen, da diese für einzelne Behördemitglieder 
gelten und nicht für die Behörde als Kollektiv. Das Problem der Doppelvertretung 
führt dazu, dass die Behörde funktional nicht beschlussfähig ist. § 37 Abs. 3 
Gemeindegesetz sieht vor, dass der Regierungsstatthalter das weitere Vorgehen regelt 
und allenfalls selber handeln kann, wenn ein Gemeindeorgan wegen Ausstands- oder 
anderen Gründen nicht mehr beschlussfähig ist. 

3. Schlussfolgerungen


Der Beistand kann der Eintragung der bestehenden Durchleitungsrechte durch das 
Grundstück der nicht mehr urteilsfähigen verbeiständeten Person als gewöhnliche 
Verwaltungshandlung i.S. von Art. 419 Abs. 1 ZGB selbständig zustimmen.

Wegen der Personalunion von Gemeinderat und Vormundschaftsbehörde könnte 
diese die Zustimmung nicht erteilen, sie müsste sich an den Regierungsstatthalter 
wenden, der als Aufsichtsbehörde der Vormundschaftsbehörde gestützt auf § 37 Abs. 
3 Gemeindegesetz die Zustimmung erteilen würde.
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